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von Fritz W. Scharpf

Die transnationale Politik leidet
an einem Demokratiedefizit.
Es ist schon vor einem Vier-

teljahrhundert in einem klassischen
Aufsatz von Karl Kaiser als ein Pro-
blem definiert worden,1 für das es
keine zugleich praktikable und nor-
mativ überzeugende Lösung geben
kann  – und alle neueren Versuche zur
demokratietheoretischen Legitimati-
on der transnationalen Politik haben
diese Einsichten nur bestätigt.

Das Problem entsteht dadurch,daß
die transnationale Politik fast immer
aus komplexen, multilateralen Ver-
handlungen hervorgeht,deren Ergeb-
nisse von keinem einzelnen Verhand-
lungspartner einseitig bestimmt wer-
den können – mit der Folge, daß auch
kein einzelner Verhandlungspartner
für diese Ergebnisse zur politischen
Verantwortung gezogen werden
könnte. Im Prinzip ist dies das gleiche
Problem, das man auch bei Untersu-
chungen zur bundesdeutschen Poli-
tikverflechtung zwischen Bund und
Ländern angetroffen hat, wo die Poli-
tik ebenfalls aus schwierigen Ver-
handlungen zwischen den Regierun-
gen beider Ebenen hervorgeht, zu
deren Ergebnissen die jeweiligen Par-
lamente, sofern sie überhaupt gefragt
werden müssen, in der Praxis nur
noch ja oder nein sagen können.

Immerhin sind aber in der Bundes-
republik die beteiligten Regierungen
in den Kommunikationszusammen-
hang einer gemeinsamen öffentlichen
Meinung mit gemeinsamen politi-
schen Parteien und gemeinsamen
Medien eingebunden; sie müssen sich
im Prinzip vor den gleichen Wählern
verantworten. Die Verhandlungser-
gebnisse können sich deshalb in poli-
tisch bedeutsamen Fragen von der
durchschnittlichen Wählermeinung
nicht allzuweit entfernen. In interna-
tionalen Verhandlungen dagegen sind
keineswegs alle Partner nach westli-
chen Vorstellungen demokratisch le-
gitimiert, und soweit sie legitimiert
sind, bezieht sich ihre politische Ver-
antwortung auf voneinander getrenn-
te Wählerschaften, zwischen denen
politische Kommunikation nicht
stattfindet und die deshalb nicht als
gesamthafte demokratische „Basis“
verstanden werden können.

Gemessen an den üblichen Krite-
rien demokratischer Legitimität müs-
sen deshalb die Hoffnungen auf ein
„cosmopolitan model of democracy“
als eher unrealistisch erscheinen.Aber
gilt dies auch für die Europäische
Union, wo doch immerhin mit dem
direkt gewählten Europäischen Parla-
ment (EP), mit der vom Parlament
bestätigten Europäischen Kommissi-
on und mit dem Europäischen Ge-
richtshof Institutionen wirken, die
denen des demokratischen Verfas-
sungsstaats nachgebildet sind,und wo
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die Verträge selbst und das auf ihrer
Grundlage beschlossene Europarecht
nicht nur unmittelbare Geltung, son-
dern auch verfassungsgleichen Vor-
rang vor allem nationalen Recht  be-
anspruchen?

Zumindest hier, so könnte man er-
warten,müßte also demokratische Le-
gitimation oberhalb der Ebene des
Nationalstaats erreichbar sein. In der
Tat hat sich auch die politische Diskus-
sion über das „europäische Demokra-
tiedefizit“ zunächst auf prinzipiell be-
hebbare institutionelle Mängel kon-
zentriert – insbesondere auf die Tatsa-
che, daß dem EP noch nicht die vollen
Rechte einer gesetzgebenden Körper-
schaft übertragen wurden.Grundsätz-
lichere Bedenken sind erst im Kontext
der Ratifizierung des Maastricht-Ver-
trags geäußert worden, der das EP im-
merhin deutlich gestärkt hat. Aber ge-
rade deshalb stand man nun, wenn
man die Entwicklung weiterdachte,
vor der Frage, ob denn künftig die
Mehrheitsvoten eines mit allen übli-
chen Kompetenzen ausgestatteten Eu-
ropaparlaments demokratische Legi-
timation verleihen könnten.

Hier spätestens stieß man dann wie-
der darauf, daß das Mehrheitsprinzip
als solches keineswegs Legitimations-
kraft besitzt, sondern selbst der Legiti-
mation bedarf. Das deutsche Bundes-
verfassungsgericht hat die Existenz
eines „europäischen Demos“ als Vor-
aussetzung der demokratischen Legi-
timation definiert und sie mit Begrün-
dungen verneint, die im ethnisch-völ-
kischen Sinne mißverstanden werden
konnten. Aber auch wenn man dieses
Mißverständnis vermeidet, bleibt die
notwendige Voraussetzung der demo-

kratischen Legitimität eine „Wir-Iden-
tität“ im Sinne von Norbert Elias, wel-
che es auch der unterlegenen Minder-
heit ermöglicht, das Mehrheitsvotum
nicht als Fremdherrschaft, sondern als
kollektive Selbstbestimmung zu ver-
stehen. Eine solche Wir-Identität muß
– wie der schweizerische oder der ame-
rikanische Patriotismus demonstrie-
ren – nicht notwendigerweise ethnisch
fundiert sein. Sie kann sich auch – wie
die Identifikation der Bürger mit den
von den Besatzungsmächten künstlich
geschaffenen deutschen Ländern der
Nachkriegszeit zeigt – verändern und
neu herausbilden. Immer aber bedarf
sie der soziokulturellen Unterstützung
und einer institutionellen Infrastruk-
tur, die politische Kommunikation
über wichtige Optionen des politi-
schen Handelns und die Einlösung po-
litischer Verantwortlichkeit erst er-
möglichen.

Daß es der Europäischen Union
derzeit an beidem mangelt, ist im
Prinzip unstrittig. In den Meinungs-
umfragen schwanken die Unterstüt-
zung für die europäische Integration,
die Anerkennung einer europäischen
Identität und die Einschätzung der
demokratischen Legitimation euro-
päischer Entscheidungen auf eher
niedrigem Niveau, statt deutlich zu-
zunehmen. Vor allem aber fehlt es an
einer europäischen politischen Infra-
struktur. Es gibt bisher keine europäi-
schen Medien, keine europaweite öf-
fentliche Diskussion über Alternati-
ven der europäischen Politik, keine
europäischen Parteien und keine eu-
ropaweite Konkurrenz um die Beset-
zung von Führungspositionen,die am
Ende die demokratische Kontrolle
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von Führungsverantwortung ermög-
lichen könnte. Daran könnte weder
der weitere Ausbau der legislativen
Mitwirkungsrechte des Europäischen
Parlaments noch gar der generelle
Übergang zu Mehrheitsentscheidun-
gen in den Ministerräten unmittelbar
etwas ändern. Und ohne die sozio-
kulturellen und infrastrukturellen
Voraussetzungen legitimer Mehr-
heitsentscheidung könnte auch die
neuerdings vorgeschlagene Einfüh-
rung europaweiter Volksabstimmun-
gen und Referenden die etwa über-
stimmten Dänen oder Briten kaum
überzeugen. Kurz: Die EU ist (noch)
keine majoritäre Demokratie, son-
dern bleibt vorderhand ein multilate-
rales Verhandlungssystem.

Legitimation von
Verhandlungssystemen

Die Politikwissenschaft hat bisher
Verhandlungssysteme vor allem

aus demokratietheoretischer Per-
spektive betrachtet. Fast unvermeid-
lich treten dabei in erster Linie die
problematischen Aspekte hervor:
Große Koalitionen lähmen die inner-
parteiliche Demokratie und den Kon-
trollmechanismus der Parteienkon-
kurrenz; korporatistische Arrange-
ments beschränken den Einfluß der
Mitglieder in den beteiligten Verbän-
den und die parlamentarische Kon-
trolle über die Regierung; und das
gleiche gilt, mutatis mutandis, für die
deutsche Politikverflechtung. Diese
kritische Betrachtung von Verhand-
lungslösungen ist möglicherweise für
die nationale Politik durchaus ange-

messen, weil hier Problemlösungen
im Modus eines demokratisch legiti-
mierten Zentralismus – etwa in der
Art des britischen Westminster-Mo-
dells oder des französischen Etatis-
mus – als faktisch und normativ kon-
kurrierende Alternativen immerhin
denkbar wären. Aber zumindest
dann, wenn die regelungsbedürftigen
Probleme die Grenzen des National-
staats überschreiten, muß auch die
spezifische Begrenzung und Ergän-
zungsbedürftigkeit der demokratie-
theoretischen Perspektive – und die
eigenständige Legitimation von Ver-
handlungslösungen – in der normati-
ven Theorie reflektiert werden.

Die demokratisch-majoritäre Legi-
timation begründet die Fähigkeit, die
mangelnde Zustimmung von Min-
derheiten durch Dezision zu ersetzen.
Aber eben wegen dieser Durch-
schlagskraft ist die majoritäre Demo-
kratie an strikte Identitätsbedingun-
gen gebunden. Sie setzt deshalb auch
die Kongruenz zwischen dem Kreis
der an Prozessen der demokratischen
Legitimation Beteiligten und dem
Kreis der von den so legitimierten
Entscheidungen Betroffenen voraus.
Da aber aus Identitätsgründen der
Kreis der Beteiligten nicht beliebig
ausgeweitet werden kann,wird bei zu-
nehmender Interdependenz der Pro-
blem- und Wirkungszusammenhän-
ge das Kongruenzprinzip immer
mehr verletzt. Die Mitglieder eines
demokratisch verfaßten Gemeinwe-
sens werden in zunehmendem Maße
von den Auswirkungen fremder Ent-
scheidungen betroffen, und die von
ihnen legitimierten Entscheidungen
erzeugen ebenso zunehmende Exter-
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nalitäten für andere Gemeinwesen.
Diese Externalitäten können selbst in-
nerhalb demokratisch verfaßter Na-
tionalstaaten nicht durchweg durch
Neugliederung oder Aufgabenzentra-
lisierung wieder internalisiert wer-
den, und erzeugen dann einen Bedarf
an verhandeltem Interessenausgleich
zwischen den je für sich demokratisch
verfaßten funktionalen oder territo-
rialen Subsystemen.Erst recht gilt dies
für transnational regelungsbedürftige
Probleme. Sie können nur durch Ver-
handlungen geregelt werden.

Selbstverständlich können dann
aber die Ergebnisse solcher Verhand-
lungen nicht am Maßstab der demo-
kratisch-majoritären Legitimation
gemessen werden: Der faktisch rele-
vante Handlungsraum ist nicht als de-
mokratische Handlungseinheit kon-
stituiert, und die demokratisch kon-
stituierten Handlungseinheiten kön-
nen das Problem nicht je für sich
innerhalb ihrer jeweiligen Hand-
lungsräume lösen. Wenn sie es über-
haupt lösen wollen, dann nur durch
Vereinbarungen mit anderen Hand-
lungseinheiten. Bei diesen Vereinba-
rungen aber ist keine der beteiligten
Einheiten souverän, sondern jede von
der Zustimmung der anderen abhän-
gig. Dann kann aber der für die Beur-
teilung des Ergebnisses relevante
Maßstab auch nicht die unverfälschte
Durchsetzung des jeweiligen internen
„Mehrheitswillens“ in jeder der betei-
ligten Einheiten sein – und Verhand-
lungsergebnisse sind nicht deshalb
kritisierbar, weil sie nicht dem Ergeb-
nis entsprechen, das unter Souveräni-
tätsbedingungen in der internen Wil-
lensbildung präferiert worden wäre.

Deshalb geht die oft wiederholte
Klage,ausgehandelte Lösungen ließen
den zuständigen Parlamenten (oder
den Mitgliedern) nur noch die Wahl,
das Ergebnis zu ratifizieren oder die
Verhandlungen scheitern zu lassen,
am Problem vorbei. Darin läge nur
dann ein Verlust an demokratischer
Selbstbestimmung, wenn das rege-
lungsbedürftige Problem auch durch
einseitige Aktion hätte geregelt wer-
den können, wenn also ein Fall von
„Überverflechtung“ vorliegt. Wenn
das nicht der Fall ist, dann wird der
Bereich effektiver Selbstbestimmung
durch Verhandlungen nicht einge-
schränkt, sondern ausgeweitet, und
dann ist die aus der Sicht des Parla-
ments oder der Mitglieder in erster
Linie zu beurteilende Frage in der Tat
die, ob im Vergleich zum erreichten
Ergebnis ein Scheitern der Verhand-
lungen vorzuziehen wäre.

Verhandlungen dürfen deshalb
nicht als kupierte Varianten der allein
legitimationskräftigen Mehrheitsde-
mokratie verstanden werden. Sie
haben ihre eigene Legitimations-
grundlage in der Norm,daß alle Betei-
ligten zustimmen müssen, und keiner
zustimmen wird, wenn er sich dabei
per Saldo schlechter stellen würde als
bei einem Scheitern der Verhandlun-
gen. Daraus folgt nicht, daß Verhand-
lungsergebnisse für alle gleich vorteil-
haft sein müssen – wenn die Alterna-
tivoptionen der Parteien ungleich
sind, können auch die Ergebnisse
höchst ungleich ausfallen. Aber es
folgt, daß die mangelnde Zustim-
mung der anderen Partner ein un-
übersteigbares Hindernis für die Ver-
folgung eigener Präferenzen darstellt.
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Unter normativen Gesichtspunkten
kommt es deshalb für die Legitimati-
on von Verhandlungslösungen allein
darauf an,ob tatsächlich alle betroffe-
nen Interessen mit Vetomöglichkeit
beteiligt werden, und ob die schließ-
lich erreichten Vereinbarungen ver-
bindliche Kraft haben. Wenn diese
Voraussetzungen erfüllt sind, dann
sind Verhandlungslösungen als solche
legitim und bedürfen keiner zusätzli-
chen – demokratisch oder sonstwie
begründeten – Legitimation.

Im Hinblick auf diese beiden Krite-
rien muß die Europäische Union als
ein nahezu ideales Verhandlungssy-
stem erscheinen. Ihr ist es im Gegen-
satz zu fast allen anderen transnatio-
nalen Regimen nicht nur gelungen,
die Verbindlichkeit von Vereinbarun-
gen durch elaborierte Sanktionen
gegen Vertragsverletzungen zu si-
chern, sondern sie hat es erreicht, daß
das primäre und sekundäre Europa-
recht von den nationalen Gerichten in
allen Verfahrensarten mit Vorrang vor
dem nationalen Recht angewandt
wird. Kurz: Die Ergebnisse von Ver-
handlungen auf der europäischen
Ebene genießen mindestens so viel
Verbindlichkeit wie die legislativen
und exekutiven Akte der nationalen
Staatsgewalt.

Aber auch unter dem Aspekt der
Interessenberücksichtigung erscheint
das Verhandlungssystem der Europäi-
schen Union durchaus attraktiv: In
den Ministerräten sind alle die Inter-
essen repräsentiert,die als Klientel der
jeweils zuständigen Ressorts auch in
der nationalen Politik auf Berücksich-
tigung rechnen können.Die Kommis-
sion ihrerseits stützt sich bei der Vor-

bereitung ihrer Initiativen auf eine
Vielfalt von formellen und informel-
len Arbeitsgruppen und Stellungnah-
men, bei denen auch keineswegs nur
Wirtschaftsinteressen zu Worte kom-
men. Schließlich hat die zunehmend
stärkere Beteiligung des Europäischen
Parlaments die Folge gehabt,daß auch
die dort dominierenden „diffusen“
Verbraucher- und Umweltinteressen
mit Vetomacht ausgestattet worden
sind. Das „Interessenberücksichti-
gungspotential“ – um einen Modebe-
griff der Politikwissenschaft der sieb-
ziger Jahre wieder aufzugreifen – der
Verhandlungssysteme der Europäi-
schen Union ist eher höher als das der
nationalen politischen Systeme. Frei-
lich können diese Interessen nur im
Konsens verfolgt werden.

Grenzen der 
Handlungsfähigkeit

Daraus folgt aber auch,daß die aus
Verhandlungen hervorgehende

Politik in ihrer Handlungsfähigkeit
prinzipiell beschränkt ist. Die EU
kann als Verhandlungssystem keines-
wegs alle Zwecke verfolgen,die ein de-
mokratisch-majoritär legitimierter
europäischer Staat verfolgen könnte.
Insbesondere kann man keineswegs
davon ausgehen, daß alle Probleme,
die sich auf der nationalen Ebene als
Folge der ökonomischen Globalisie-
rung und der Standortkonkurrenz im
europäischen Binnenmarkt ergeben,
durch transnationale Verhandlungen
geregelt werden könnten. Der Grund
liegt darin, daß selbstverständlich die
ökonomische Konkurrenz zwischen
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den nationalen Wirtschaftsstandor-
ten auch in die Verhandlungen inner-
halb der EU oder der Welthandelsor-
ganisation (WTO) hineinwirken
muß.

Was die Interessenkonflikte unter
den EU-Mitgliedstaaten angeht, läßt
sich folgendes sagen: Es gibt erstens
Bereiche, in denen das gemeinsame
Interesse eindeutig dominiert – hier-
zu gehörte die Marktöffnung, die in
den ersten beiden Jahrzehnten der
Wirtschaftsgemeinschaft erreicht
wurde. Zum zweiten gibt es Bereiche,
in denen die Beteiligten zwar unter-
schiedliche Lösungen präferieren,
aber das gemeinsame Interesse an ein-
heitlichen Regelungen dennoch über-
wiegt.Hierzu gehört etwa die Harmo-
nisierung von Produktnormen (ein-
schließlich der produktbezogenen
Normen des Umwelt- und Arbeits-
schutzes), die aufgrund der Einheitli-
chen Europäischen Akte bis zum Be-
ginn der neunziger Jahre im wesentli-
chen erreicht wurde.

Schließlich gibt es Regelungen, ins-
besondere im Bereich der prozeßbe-
zogenen Umweltpolitik und der Sozi-
alpolitik,welche nicht die für den Ver-
braucher spürbare Qualität von Pro-
dukten verbessern, wohl aber die
Produktionskosten der Unternehmen
erhöhen. Hier stoßen unter den Be-
dingungen der Standortkonkurrenz
Verhandlungen auf prinzipielle Inter-
essenkonflikte.Die Union umfaßt seit
der Süderweiterung einerseits Länder,
die zu den wirtschaftlich leistungsfä-
higsten der Welt zählen, und anderer-
seits solche, die das Niveau von
Schwellenländern noch kaum über-
schritten haben. So verhält sich etwa

das Bruttosozialprodukt pro Kopf in
Portugal zu dem in Dänemark wie
eins zu drei, und im gleichen Verhält-
nis steht auch die durchschnittliche
Arbeitsproduktivität.

Zweifellos hätten die Arbeitnehmer
in den industriell hochentwickelten
Ländern ein Interesse an europaweit
einheitlichen Regelungen, die geeig-
net wären, ihr gewohntes Anspruchs-
niveau gegen die Standortkonkurrenz
der Niedrigkostenländer abzusichern.
Aber ebenso deutlich ist, daß einheit-
liche Regelungen auf dem hohen Ni-
veau der fortgeschrittenen Sozialstaa-
ten die Wirtschaft der weniger pro-
duktiven Länder in gleicher Weise rui-
nieren würden, wie die ostdeutsche
Wirtschaft durch die Übernahme der
westdeutschen Standards ruiniert
worden ist. In einem Verhandlungssy-
stem kann die dafür notwendige Zu-
stimmung der betroffenen Länder
gewiß nicht erwartet werden. Was al-
lenfalls denkbar wäre, sind europäi-
sche Regelungen, durch welche sich
die auf gleichem Produktivitätsniveau
produzierenden Länder an der wech-
selseitigen Unterbietung hindern.
Aber auch dies wäre schwierig genug.

Die erste Schlußfolgerung liegt also
auf der Hand: Das Problem der trans-
nationalen Politik ist nicht ihre man-
gelnde demokratische Legitimation.
Diese wird durch die eigenständige
Legitimität von Verhandlungssyste-
men in normativ zureichender Weise
substituiert. Aber die Handlungsfä-
higkeit von Verhandlungssystemen
beschränkt sich auf Aufgaben und
Probleme, bei denen die Interessen
der Verhandlungspartner entweder
konvergieren oder sich komplemen-
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tär zueinander verhalten. Innerhalb
der EU gilt dies für viele wichtige
Regelungsbereiche. Aber es gilt gera-
de nicht für jene sozialpolitischen Po-
litikfelder, in denen die nationalstaat-
liche Politik durch die ökonomische
Globalisierung und die Standortkon-
kurrenz im europäischen Binnen-
markt unter starken Anpassungs-
druck geraten ist. Hier auf „europäi-
sche Lösungen“ oder internationale
Vereinbarungen zu setzen, heißt, auf
politisches Handeln zu verzichten.

Droht die Krise 
der Demokratie?

Damit ist wiederum das Ausgangs-
problem angesprochen. Wenn 

es zuträfe, daß die Demokratie in 
den hochentwickelten europäischen
Sozialstaaten unter dem Anpassungs-
druck der Standortkonkurrenz in 
eine grundlegende Legitimationskri-
se gerät, dann könnte jedenfalls von
der transnationalen Politik keine
Hilfe erwartet werden. Um so dringli-
cher wird deshalb die Frage, ob sich
denn die als Arbeitshypothese zu-
nächst akzeptierte Erwartung einer
drohenden nationalen Demokratie-
krise tatsächlich begründen läßt. De-
mokratie ist auf kollektive Selbstbe-
stimmung gerichtet und setzt eine die
Unterscheidung von Zugehörigen
und Fremden erlaubende „Wir-Iden-
tität“ voraus. Aber dies allein kann
selbstverständlich nicht genügen.
Auch wenn ein demokratiefähiges
Gemeinwesen vorausgesetzt werden
kann,müssen Mehrheitsentscheidun-
gen entweder – „input-orientiert“ –

durch die unverfälschte Zustimmung
der Mitglieder oder – „output-orien-
tiert“ – durch ihre effektive Gemein-
wohldienlichkeit legitimiert sein.

Zur input-orientierten Legitimati-
on soll hier nicht viel gesagt werden.
Volksabstimmungen taugen zur Legi-
timation einfacher Entscheidungen
von großem verfassungspolitischem
Gewicht und, sparsam eingesetzt, zur
Korrektur deutlicher Divergenzen
zwischen der organisierten Politik
und der tatsächlichen Wählermei-
nung. Für die Bewältigung der Quan-
tität und Komplexität der laufenden
Entscheidungsproduktion moderner
politischer Systeme sind die Instru-
mente der direkten Demokratie aber
ungeeignet. Im Rahmen der repräsen-
tativen Demokratie ist es im übrigen
fast immer unzulässig, die Ergebnisse
allgemeiner Wahlen als Zustimmung
oder Ablehnung spezifischer Ent-
scheidungen von Parlament und Re-
gierung zu interpretieren. Kurz: Für
die hier zu erörternden Probleme
spielt die input-orientierte Legitima-
tion weder positiv noch negativ eine
besondere Rolle.

Um so wichtiger sind die output-
orientierten Kriterien. Wenn die auf
Wählermehrheiten gestützte Mehr-
heit im Parlament das Recht haben
soll, sich über die Interessen der Min-
derheit hinwegzusetzen, und wenn
die Minderheit diese Entscheidungen
nicht nur als Übermacht hinnehmen,
sondern als legitim respektieren soll,
dann impliziert dies die Verpflich-
tung, das Machtpotential kollektiv
verbindlicher Entscheidungen nur
gemeinwohlorientiert einzusetzen.
Wenn die Mehrheit frei wäre, nur ihre
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eigenen Interessen zu verfolgen,
könnte eine normativ begründete
Pflicht zur Respektierung majoritärer
Entscheidungen nicht begründet wer-
den. Nun gilt freilich in den positiven
Sozialwissenschaften die Rede vom
Gemeinwohl als hoffnungslos unbe-
stimmt und deshalb als prinzipiell
ideologieverdächtig. Trotzdem läßt
sich ohne den Gemeinwohlbegriff
auch von Legitimation nicht reden.

Seine Ideologieanfälligkeit wird je-
doch geringer, wenn zwei Dimensio-
nen des Gemeinwohls,nämlich Wohl-
fahrtsproduktion und -verteilung,
unterschieden werden: Im liberalen
Minimalstaat war es in der Produkti-
onsdimension lediglich um die äuße-
re und innere Sicherung von Leben,
Freiheit und Eigentum gegangen –
also im Kern um Kollektivgüter, bei
denen die Verteilungsdimension nur
im Sinne der notwendigen Sicherung
gegen Machtmißbrauch zum Nachteil
einzelner eine Rolle spielte. Dem
dienten und dienen garantierte
Grundrechte, Rechtsschutz und Ge-
waltenteilung.

Mit der Ausweitung der Staats-
funktionen vom liberalen Minimal-
staat zum modernen Sozialstaat ist
auch der Gemeinwohlbegriff an-
spruchsvoller geworden. Heute ver-
bindet sich damit in erster Linie die
Doppelnorm der utilitaristischen Ma-
ximierung des aggregierten Wohl-
stands und der Verteilungsgerechtig-
keit. Beides sind notwendigerweise
interpretationsbedürftige Begriffe,
deren konkrete Bedeutung nur in öf-
fentlichen politischen Diskursen ge-
klärt werden kann. Immerhin läßt
sich dazu abstrakt-analytisch sagen,

daß die Verteilungsdimension solan-
ge von untergeordneter Bedeutung
bleibt,wie in der Wohlstandsdimensi-
on annähernd alle sich verbessern
können. Kritisch wird die Frage der
Verteilungsgerechtigkeit dann, wenn
entweder Sonderopfer auferlegt wer-
den müssen, oder wenn es darum
geht, unvermeidliche Wohlfahrtsver-
luste politisch zu verarbeiten. Damit
sind auch die Kriterien benannt,unter
denen die Folgeprobleme der ökono-
mischen Standortkonkurrenz beur-
teilt werden können.

Politische
Folgeprobleme

Die demokratische Politik in den
industriell hochentwickelten eu-

ropäischen Sozialstaaten wird durch
die Globalisierung und Europäisie-
rung der Ökonomie in doppelter
Weise herausgefordert:

Nach verbreiteter Meinung impli-
ziert die Standortkonkurrenz die
Möglichkeit genereller Wohlfahrts-
verluste. Dabei wird unterstellt, daß
die westlichen Industriestaaten in der
Vergangenheit aufgrund ihres techni-
schen Vorsprungs und ihrer besseren
Kapitalausstattung im Austausch mit
dem Rest der Welt Monopolrenten
beanspruchen konnten,und daß diese
im Zuge der Globalisierung abgebaut
werden. Die Folge wäre also ein zu-
mindest relativer Wohlfahrtsverlust
im Verhältnis zu Ländern in Mittel-
und Osteuropa und in Asien, die mit
gut qualifizierten, aber gering bezahl-
ten Arbeitskräften nun westliches Ka-
pital und westliche Technik einsetzen
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können. Das gleiche gälte selbstver-
ständlich auch innerhalb des europäi-
schen Binnenmarkts. Ob das so zu-
trifft, oder ob immer neue Produkt-
und Prozeßinnovationen den Vor-
sprung der westlichen Industriestaa-
ten auf Dauer erhalten können, soll
nicht abschließend beurteilt werden.

Viel deutlicher sind jedenfalls die
Rückwirkungen der ökonomischen
Integration auf die Verteilung im In-
land. Auf der einen Seite hat sich mit
der Eröffnung weltweiter Anlagemög-
lichkeiten die Verteilung zwischen Ka-
pital und Arbeit verschoben. Wäh-
rend der Realzins, der die Mindest-
rendite bestimmt, unter der Kapital-
anlagen nicht zu haben sind, in den
sechziger Jahren bei etwa drei Prozent
lag, stieg er in den achtziger Jahren bis
auf acht Prozent und liegt gegenwär-
tig im weltweiten Durchschnitt etwa
bei sechs Prozent. Das bedeutet, daß
heute arbeitsplatzschaffende Investi-
tionen nur noch unternommen wer-
den, wenn die erwartbare Rendite
doppelt so hoch ist wie in den sechzi-
ger Jahren. Wenn diese Veränderung
der Verteilungsrelationen zwischen
Kapital und Arbeit akzeptiert wird,
dann muß die Entwicklung der Löhne
hinter der der Gewinne zurückblei-
ben. Wird sie nicht akzeptiert, dann
wird als Folge unterlassener Investi-
tionen die Arbeitslosigkeit ansteigen.

Hinzu kommt ein zweites Vertei-
lungsproblem, das sich unmittelbar
aus der Standortkonkurrenz ergibt:
Der Wettbewerb der Niedrigkosten-
länder trifft zuerst die weniger qualif-
zierten Arbeitskräfte in den Hochko-
stenländern, während die Industriali-
sierung der Schwellenländer die

Nachfrage nach Investitionsgütern
und hochqualifizierten Dienstleistun-
gen jedenfalls zunächst ansteigen läßt.
Bei freier Lohnbildung (wie in den
USA) muß also die Einkommensun-
gleichheit innerhalb der Arbeitneh-
merschaft stark zunehmen. Wenn da-
gegen die Absenkung der Löhne für
weniger qualifizierte Arbeit (wie in
Europa) vermieden wird, verschwin-
den die von der Kostenkonkurrenz
betroffenen Arbeitsplätze,und die Ar-
beitslosigkeit steigt weiter. Beides ver-
letzt den Anspruch der Verteilungsge-
rechtigkeit. Um so wichtiger wird die
Suche nach ökonomisch realisierba-
ren und demokratisch legitimierba-
ren Auswegen.

Wahlmöglichkeiten

Alle denkbaren Auswege sind al-
lerdings nur gangbar, wenn man

die Prämisse akzeptiert, daß demo-
kratische Legitimation weder die
Wahl zwischen unangenehmen Alter-
nativen noch die Hinnahme von Ver-
lusten und die Auferlegung von Op-
fern ausschließt.Auch wenn die histo-
rische Verbindung des Demokratie-
begriffs mit dem der Souveränität dies
nahezulegen scheint, ist demokrati-
sche Selbstbestimmung keineswegs
unvereinbar mit der Anerkennung ex-
terner Zwänge. Die Bedingung aller-
dings ist, daß dies in gemeinwohlver-
träglicher Weise geschehen muß –
und das heißt hier in erster Linie, daß
auch die interne Anpassung an die ex-
ternen Realitäten globalisierter Märk-
te den Kriterien der sozialen Gerech-
tigkeit entsprechen muß.
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Aber führt diese Forderung nicht
geradewegs in das nächste Paradox –
oder wie soll die ökonomisch notwen-
dige regressive Umverteilung nun ih-
rerseits der Verteilungsgerechtigkeit
entsprechen? Dies ist das Problem,
von dessen mehr oder minder befrie-
digender Lösung die Zukunft der De-
mokratie in den westeuropäischen So-
zialstaaten abhängt, und auf das sich
deshalb die strategische Diskussion
konzentrieren müßte. Die Ergebnisse
einer solchen Diskussion können hier
gewiß nicht vorweggenommen wer-
den. Aber aus der bisherigen Analyse
lassen sich immerhin Hinweise über
die Richtung ableiten, in der nach Lö-
sungen gesucht werden könnte:

1. Wenn es zutrifft, daß die Vertei-
lungsrelation zwischen Kapital und
Arbeit sich irreversibel zugunsten 
der Kapitaleinkommen verschoben
haben,dann müssen Parteien und Ge-
werkschaften, die nach wie vor das
Ziel der Verteilungsgerechtigkeit ver-
folgen wollen, ihre Anstrengungen
von der Steuer- und Lohnpolitik auf
die Verteilung der Kapitalvermögen
umorientieren. Gerade wenn Lohn-
verzichte ökonomisch unabwendbar
werden,könnte der Tausch von Lohn-

bestandteilen gegen Kapitalanteile
gleichzeitig die Produktionskosten
am Standort senken und die Vertei-
lungsrelationen verbessern.

2. Wenn es zutrifft, daß ein nach-
haltiger Anstieg der Beschäftigung
nur um den Preis einer wesentlich
stärkeren Lohndifferenzierung erwar-
tet werden kann, so muß nach For-
men einer solidarischen Verteilungs-
politik gesucht werden, die nicht in
erster Linie beim Lohn ansetzen. Dies
impliziert die Zulassung eines Nied-
riglohnarbeitsmarkts unterhalb der
heutigen Tariflöhne und die Aufstok-
kung der dort erzielten marktgerech-
ten Einkommen durch ergänzende
Sozialeinkommen.

Mit diesen Andeutungen soll es
sein Bewenden haben. Es geht hier
nicht um die Präsentation von Patent-
rezepten, sondern um die These, daß
auch unter den Bedingungen der Glo-
balisierung und der Standortkonkur-
renz im Binnenmarkt die nationale
Politik keineswegs zum bloßen Voll-
zug ökonomischer Sachzwänge ver-
urteilt ist, sondern weiterhin in der
Lage bleibt,mit voller demokratischer
Legitimität zwischen strategisch be-
deutsamen Optionen zu wählen.

Anmerkungen
1 Vgl. den Beitrag von Karl Kaiser, Transna-
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